
rathaus • korrespondenz

r
ontag , 21 . November 1 ^ 77 Blatt 2860

ausgesendet:
( violett)

Kommunal:
( rosa)

Lokal:
( orange)

haus - Korrespondenz ” :

Europagespräch
Wiener Jugendforum : Erstes Treffen

Heiligenstadt : Stadtbahn fuhr auf Prellbock auf

6 . Fachgruppentag des Krankenpflegepersonals
für eine humanitäre Gesundheitspolitik

Wiener Landtag
Wiener Gemeinderat

Wiener Fremdenverkehr : Rekordjahr
Das erste Glatteis

Stenografen und Maschinschreiber tagten in Wien

Steinerne Hochzeit im Pensionistenheim

Polio - Impfaktion : Schon um die Hälfte mehr als
im Vorjahr

Chef vom Dienst : 42 800/2971 ( Durchwahl)

von 7 . 30 bis 19 . 30 Uhr , Sa . 10 bis 17 Uhr , So.

12 bis 17 Uhr , übrige Zeit : Tonband

Eigentümer , Herausgeber , Verleger und Druck : Presse - und Informationsdienst der Stadt Wien (PID)

1, Rathaus , 3 . Stiege , A 1082 Wien ■ Telephon 42 8 00 Durchwahl Kl. 29 71 • FS 1-3240

Chefredakteur : Prof . Alois Brunnthaler ■ Für den Inhalt verantwortlich : Stellv . Chefred . Robert Prosei

ausgesendet:
( violett)

Kommunal:
( rosa)

Lokal:
( orange)



21 . november 1977 * ’ rathaus - korrespondenz * * blatt 2861

bereits am 19 . november 1977 ueber femschrelber ausgesendet

Kg l t u r :

europagespraech : diskussion mit karl czemetz ueber
* * wlen und europa nach 150 Jahren - kontinuitaet der tradition ? * »

3 wian , 19 . 11 «, ( rk ) unter der Leitung des praesidenten des
europarates , karl czemetz , wurde das vom wiener kulturamt veran¬
staltete 15 « wiener europagespraech ( ehrenschutz : Landeshauptmann
und buergermeister Leopold gratz und landeshauptmannstellvertreter
und vlzebuergermelsterin gertrude froehllch - sandner ) mit einer
podlums - und Publikumsdiskussion zu dem thema » » wien und europa nach
150 Jahren - kontinuitaet der traditlon ? » » am 19 . november 1977 be¬
endet . die diskussionsleiter prof . dr . hilde spiel ( 16 * november ) ,
univ . - prof . dr « adam wandruszka ( 17 . november ) und univ . - prof 0 dr.
norbert leser ( 18 . november ) fassten die ergebnlsse des diesjaehrigen
europagespraeches ( » f wien und europa zwischen den revolutionen 1789 -
1848 * ’ ) , das mit dem vielbeachteten eroeffnungsvortrag * * gesell~
schaftskrise 1789 - 1848 » » des Leiters des Instituts fuer sozial - und
Wirtschaftsgeschichte am birbeck College , London , univ . - prof * dr c
eric J u hobsbawm begann und gestern ( 18 . november ) mit einem referat
des in wien geborenen und heute in bruessel lebenden politischen
Schriftstellers und essayisten Jean amery • » fetisch revolution » » ab¬
geschlossen wurden , zusammen.

21 teilnehmer aus 14 taendem nahmen zum thema des 15 « wiener
europagespraeches Stellung , das gleichsam die ideologisch - politiscn-
Kulturelle grundlage zu den wiener festwochen des kommenden jahres
( thema * » biedermeier - vormaerz * ’ ) legte.

wie trau vizebuernermeisterin gertrude f ro eh lieh - san dn er in
ihrer negruessungsrede anlaesslich der eroeffnung des europagesprae¬
ches am 15 . november 1977 im gemeinderatssaal des wiener rathauses
betonte , sollte mit dieser Vortragsreihe - gestuetzt auf neue , fuer
dieses europagespraech erarbeitete wissenschaftliche erkenntnisse -
die Vergangenheit , die Periode zwischen den beiden grossen rev c-
-utionen nach ihrem wert fuer unser leben , unsers geseilschafts-
ordnung , unser demokratisches bewusstsein befragt und versucht wer¬
den , bruecken zum heute zu schlagen.
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besonders erfreulich fuer die veranstalten war das grosse

Interesse der oeffenttichkelt ( es wurden insgesamt 1 .968 zuhoerer

gezaehit ) an den einzelnen gespraschsrunden , die wiener europage-

spraeche - 1958 vom damaligen buergermeister franz Jonas gegrün¬
det - haben den ihnen zustehenden platz im rahmen der kulturellen

Veranstaltungen dar bundeshauptstadt Wien behauptet und eine

tradition eindrucksvoll fortgesetzt , die inzwischen ein weltweites

echo gefunden hat und anschaulich die rolle Wiens im europaeischen

raum als ort der begegnung , als mittler zwischen ost und west , unter

streicht,
die bettraege des dlesjaehrigen europagespraeches werden in

ainem band der reihe wiener schritten gesammelt veroeffentlieht , das

buch erscheint Voraussicht lieh ende feber 1978 im vertag fuer Jugend

un d v o l k . wi en , ( r e *1 >

1042

/
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bereits am 20 « november 1977 ueber fernschreiber ausgesendet
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kommunal:
au«« s»*s xsm«c* sx et33* ssacrxsj»

wiener Jugendforum : erstes treffen

1 Wien , 20 * 11 * ( rk ) das wiener jugendforum 9 von buergermelster
leopold g r a t z lnltiiert 9 fand gestern samstag erstmals statt:
im rahmen dieses neu geschaffenen forums 9 zu dem Vertreter der wiener
Jugendorganisationen und mitarbeiter zahlreicher , fuer die Jugend
bestimmter einrlchtungen eingeladen wurden , soll , wie gratz betonte,
" auf nicht formalisierte weise die meinung der Jugend Wiens gehoert
und diskutiert werden koennen und auskunft auf fragen , wuensche,
forderungen gegeben werden. "

das Jugendforum soll damit der beginn eines staendlgen gedanken-
austauschs zwischen der wiener Jugend und den verantwortliehen
Politikern ~ an der ersten Sitzung des Jugendforums nahm neben
buergermelster gratz auch vlzebuergermelsterin gertrude froehlieh«
sandner teil - sein, “ zu den wichtigsten forderungen , die im rahmen
des Jugendforums am samstag gestellt wurden ~ zu den tellnehmem
gehoerten politische und religioese Jugendorganisationen ebenso wie
SoldatenVertreter , Schulsprecher , lehrllngsvertreter und mitarbeiter
von Jugendzentren sowie sportorganisaionen - zaehlen bessere berufs»
Chancen fuer jugendliche , errichtung von weiteren lehrwerkstaetten
und lehrllngsheimen , damit jugendliche aus strukturschwachen gebieten
ausserhalb Wiens mehr moegllchkeiten finden , ln Wien eine beruf sau s-
bildung zu erhalten * verlangt wurden von den jugendvertretem auch
groessere finanzielle mittel fuer die Jugendorganisationen , mehr
Information ueber das frelzeltangebot fuer junge menschen, ausweltung
der sportplaetze und billigere Wohnungen , die die stadt Wien zur Ver¬
legung stellen solle , fuer junge menschen und junge famllien*
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gefordert und von vi zebu er germelsterin gertrude
froeh lich - sandner zugesagt , wurde auch die Schaf¬
fung eines inltlatlvbueros , einer kontaktstelle zwischen Jugend und

Stadtverwaltung« 1 an dieses buero sollen sich junge Manschen , die
aktlvltaeten aller art setzen wollen , wenden koennen , um prob lewe
zu besprechen und finanzielle hilfe zu erhalten«

wie gratz abschliessend erklaerte , werde die naechste Sitzung
des JugendforuMs im jaenner stattfinden « im rahmen dieses treffens
sollen die wichtigsten Probleme und forderungen der ersten Sitzung
gemeinsam mit den verantwortlichen diskutiert werden ? ( hs)
1318
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bereits am 19 . november 1977 ueber femschreiber ausgesendet

lokal:

heillgenstadt : Stadtbahn fuer auf prellbock auf

6 wlen f 19 * 11 « ( rk ) eine person wurde verletzt , als samstag , um
10 * 06 uhr , ein in die endstetle heillgenstadt ein fahrender stadt-
bahnzug der llnle g ( g gestrichen ) aus bisher unbekannter Ursache auf
den prellbock auf fuhr.

die llnle g war kurzfristig gestoert , konnte aber um 10 . 35 uhr
wieder den betrieb aufnehmen , ( hs ) ( forts)
1050

Stadtbahn fuhr auf prellbock auf ( forts)

7 Wien , 19 * 11 * ( rk ) prellungen am knie erlitt ein fahrgast , frau
ulla wagner aus klostemeuburg , als aus bisher nicht geklaer-
ter Ursache der triebwagenzug der llnle g in der endsteile heillgen¬
stadt an den prellbock anstless . die frau konnte bereits in haeus-
liehe pflege entlassen werden , ( hs)
1211

Stadtbahn fuhr auf prellbock auf
Ursache : menschliches versagen

8 wien , 19 * 11 * ( rk ) nach den bisherigen Untersuchungen duerfte
menschliches versagen ( unsachgemaess eingeleiteter bremsvorgang ) die
Ursache fuer das auffahren des stadtbahnzugs der linie » * g f * auf den
prellbock sein , die Untersuchungen dauern allerdings noch an . beim
aufprall des noch langsam rollenden zuges wurden triebwagen und
prellbock beschaedlgt . ( hs) ( Schluss)
1522
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kommunal:

6 . fachgruppentag das krankenpf legepersonats
fuer eine humanitaere gesundheitspolitik

1 wien , 21 . 11 . ( rk ) am 24 . und 25 . november findet im haus der

begegnung 15 , sch wendergasse 41 , der 6 . fachgruppentag der fach-

gruppenvereinigung des krankenpfleg ©Personals und verwandter berufe

im oesterreicht sehen gewerk schaftsbund statt.
die alte drei jahre veranstaltete tagung wird kommenden donners-

tag , den 24 . november , um 14 uhr , von bundeskanzier dr . bruno

kreisky in an Wesenheit von sozialminister dr . gerhard

weissenberg, arbeiterk ammer- p raesident adolf

c z e t t e l und gesundheitsstadtrat univ . - prof . dr . atois

stach er eroeffnet werden , das motto der unter der leiiung

der fachgruppenvorsitzenden etfriede hofbauer stehenden

tagung lautet # t fuer eine zeitgemaesse humanitaere gesundheits-

Politik * * . den 148 delegierten , die rund 31 . 000 mitgtieder vertreten,

werden mehr als 20 antraege und resotutionen zur beschtussfassung

vorliegen , ( zi)
0845
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lokal:
=»* * * « * ■ * » * ■

geehrte redaktion

o — O * • ** • "* • ** • * • "* •

3 wien ^ 21 . 11 * ( rk ) ein fuer Oesterreich vollkommen neues modell

eines f ami L i en berat ungsz ent rums hat das Jugendamt der stadt wien in

der per albin hansson - siedlung ost eingerichtet , in diesem Zentrum,

das den neuesten erkenntnissen der sozial Wissenschaft entspricht,

wird ein kombiniertes famllienservice von mutterberatung , eitern-

Schulung , erziehungshilfe , Spezialbetreuung fuer Legastheniker,

aussenstelle des bezirksjugendamts , mutterberatungsstelte , eitern-

schule , psychologisches sowie ein beratungszentrum mit gruppenarbeit

und intensivbetreuung zur verfuegung stehen , ueber die naeheren

Konditionen moechten sie vizebuergermeisterin gertrude

froehlich - sandner und der Leiter des Jugendamts,

Obersenatsrat dr . weiter prohaska gerne im rahmen eines

pressegespraechs

am kommenden donnerstag , dem 24 . november informieren.

merken sie bitte vor:
zeit : donnerstag , 24 . november , 10 uhr.

ort : familienzentrum Wien 10 , ada christen - gasse 2/block e,

stiege h ( per albin hansson - siedlung ost ) .

presse - und in formationsdien st

der stadt Wien

0649
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l o k a l :
ssatceaiaaina«

wiener fremdenverkehr : rekordjahr

4 wien , 21 • 11 o ( rk ) auch im Oktober schloss der fremden verkehr

in wien wiederum mit einem sehr positiven ergebnis ab * gegenueber

dem verg leich smonat des Vorjahres ergab sich mit 420 * 000 naechtigun

gen ein plus von 6,1 prozent , wozu vor allem kraeftige Zunahmen bei

den gaestezahlen aus deutschland , Italien , frankreich und gross-

britannien beigetragen haben , mit 31 « Oktober ging auch das fremden

verkehrsjahr 1976/77 zu ende : in diesem berechnungsz ei träum konnte

wien mit einer uebemachtungssumme von 4,27 millionen einen neuen

absoluten rekord in der geschichte seines fremdenverkehrs verzeich¬

nen . im vergleich zum fremdenverkehrsjahr 1975/76 entspricht dies

9inem Zuwachs von drei prozent * ( fvv)

0903

das erste glatteis

5 wien , 21o11 • ( rk) zum ersten mal in der wlntersaison 1977/78

trat in der nacht auf montag , den 21 0 november , in verschiedenen

gegen den Wiens glatteis auf . die Stadtreinigung hielt 12 streufahr

zeugö zum einsatz bereit , die praterbruecke musste im bereich des

donaustroms wegen gUtteisbildung bestreut werden , ebenso einige

wientalbruecken , ( and)

0921
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Lokal:

Stenografen und masch in Schreiber tagten in Wien

8 wien , 21 o 1 1 • ( rk) der oesterreichische Stenograf enverband hielt

in der wiener urairia seinen diesjaehrigen varbandstag ab . dabei wur¬

den die teilnehmer an der Weltmeisterschaft im maschinschreiben # die

im sommer in rotterdam stattfand , durch vizebuergermelster i . r.

hans bock geehrt , die oesterreichischen vertreten belegten die

plaetze 1 , 2 f 4 und 6.
dass auch fuer die Zukunft vorgesorgt wird , bewies ein Jugend«

Wettbewerb , der ausgezeichnete Leistungen der nachwuch ssch reiber

brachte , die Jugend wird von der weltmeisterin Johanna
p r o k sch - Steinhäuser und von der salzburger Lan-

desmeisterln an n entarte m a y e r trainiert , die juengste teilner «n
rin war eine erst iZvjaahrige schuelerin aus schwarz ach.

bei der an sch Hessen den wähl wurde senatsrat ho trat z o r n

wieder zum 1 . versitzenden gewaehlt . ( red)
1057

steinerne hochzeit im pensionistenheim

12 wien , 21 c 11 « ( rk ) seit 67 1/2 Jahren ( steinerne noch zeit ) ist
das ehepaar edwin ( 92 ) und leopoldine g r i L z ( 87 ) im pensic-
nistenheim doebting , pfarrwiesengasse 23 , verheiratet , edwin grilz,
menteur von beruf , stammt aus Villach , seine frau ist eine Wienerin,
die eheleute haben ein kind und zwei enkel . gesundheits - und sozial¬
st ad trat univ . - p.
richard s t o c
ren hochzeitstag
Stadt wien . ( am)
1234

alois s t a c h q r und t r : irk r. versteh

k i n g a r gratulierten dem Jubelpaar zum besende

und ueberreichten blumen und ein ehrengeschank der
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lokal:

pollo - impfaktion:
schon um die haetfte mehr als im Vorjahr

9 wien f 21 . 11 * ( rk ) bisher haben bereits insgesamt 15 . 091
Wienerinnen und wiener von der moeglichkeit gebrauch gemacht , sich
im rahmen der pollo - impfaktion ( 14 . bis 26 . november ) kostenlos in
einem der 19 bezirksgesundheitsaemter impfen zu lassen , dies be¬
deutet , verglichen mit dem vorjahr , eine Zunahme der frequenz um
mehr als 50 Prozent * damals hatten sich innerhalb der ersten impf-
woche nur 9 . 724 personen der polioimpfung unterzogen , die gesund-
heitsbehoerden hoffen , dass diese erfreuliche tendenz auch in der
zweiten woche arthauten wird,

geimpft wird ln allen bezirksgesundheitsaemtem montag , diens-
tag und freitag von 8 . 30 bis 11 uhr sowie mittwoch von 13 bis 15
uhr . am samstag stehen ln der zeit von 9 bis 11 uhr folgende be¬
zirk sgesundheitsaemter fuer Schluckimpfungen zur verfuegung:

2 , karmelitergasse 9,
10 , laxenburger Strasse 43 - 45,
13 , hietzinger kai und
18 , waehringer Strasse 124*
darueber hinaus besteht aber auch die moeglichkeit , sich in

den staedtischen Mütterberatungsstellen und kinderambulatorien der
wiener gebietskrankenkasse dieser Schutzimpfung zu unterziehen , ( zl)
1150
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kommunal:
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wiener Landtag ( 1}

10 Wien , 21 o 1 n ( rk ) der Landtag trat unter den vorsitz aas
ersten praesidenten maria h L a w k a ( spoe ) zusammen *

' es Lagen
eine an frage der oevp und ebenfalls von der oevp eine
* 3 dringende an frage an den Landeshauptmann * * betreffend die Sicher¬

heit der erdberger bruecke vor * darueber hinaus wird noch in der

sit2ung eine debatte abgefuehrt * an antraegen wurden ein¬

gebracht : je einer von der fpoe betreffend massnahman zum schütz de

wald - und wiesenguertels und von der oevp betreffend uen gleichem
unterricht fuer kn ab en und maedchen an den p flicht schulen »,

katastrophenhiIfegesetz
zur Vorlage des wiener katastrophenhiIfegesetzes referierte

stadtrat schieder ( spoe ) v er wies darauf hin , dass der vor

Liegende entwurf seit Jahren ausfuehrlich beraten uno intern und
extern begutachtet wurde «, in sieben punkten fasste schieder die

wichtigsten bereiche zusammen*
erstens : das geset z schafft klare verhaettni sse im tereiG " >: r

katastrophenhiIfe » es werden exakte begriffsbe st immun gen vorge-
nommen - was katastrophe und katastrophenhi I fe ist , wie die ver-

huetung von katastrophen , die ab wehr und die bekaempfung ermoeqtico
werden koennen . die wamung vor drohenden katastrophen und die

alarmierung der bevoelkerung wird ebenso geregelt wie der elnsat/

der hi Ifskraefte*
zweitens : das gesetz wird nicht nur auf dem papier stenen v

Vorbereitungen sind bereits getroffen worden , manche werden rc

ermoeglicht * vor allem wird der einsatz aes Magistrates selbst ge¬

regelt , aber auch andere stellen , wie freiwi lliger , wozu sich be¬

reits zahlreiche verbaende bereit erklaert haben - wie rotes « reui,
arbeitar - samariter , taxifunk etc * diese einsatzkraefte werden

koordiniert * von parami litaeri scner Organisierung ist jedoch aeine

spur zu finden*



2 ff november t9T7 * » rathaus - korrespondenz * • blatt 2872

drittens : das gesetz legt fest , dass katastrophenhilfe kein
politikum sein darf , die katastrophenhilfe kann aber auch nicht los-

geloest von den politischen Organen vor sich gehen , im einsatzfall
ist ein betrat vorgesehen , die mltarbelt der bezirke , der Vorsteher,
aber auch der vorsteher - stellvertreter und von kommlssionen wird
garantiert,

viertens : es hat bedenken gegeben , dass manche best Immun gen zu
hart erscheinen , dass so etwas wie ein landesnotstandsrecht ent¬
steht , dem gegenueber steht , dass es keine ausschaltung der ge-
waehlten organe geben darf , im g eg enteil : die Leitung des einsatzes
obliegt dem buergermeister oder einem von ihm bestimmten Stadt-
senats - mitglied,

fuenftens : einige m assnahmen wirken im ersten au genblick hart,
so wird Vorsorge getroffen , dass hilfe und Hilfsleistungen nicht
verweigert werden koennen , Leistungsanforderungen und unterkunfts-
anforderungen sind moeglich . die Zeitdauer und Zumutbarkeit werden
geregelt , es sind auch entschaedigungen vorgesehen,

sechstens : zur alarmierung und Information der bevoelkerung : es
sind gespraeche mit dem bund ueber eine einheitliche alarmierung ln
allen bundeslaendem ln gang , unterschiedliche al armSignale waeren
ein schlechter dienst an der bevoelkerung , in diesem bereich raeumt
das rundfunkgesetz dem Landeshauptmann zahlreiche moegllchkeiten ein,
schon bisher hat der orf , besonders das landesstudlo Wien , echte
Hilfsbereitschaft gezeigt , daneben kommt der wiener presse besondere
bedeutung zu , in gespraschen mit den Herausgebern wird es darum
gehen , das erscheinen der Zeitungen im katastrophenfall zu garantie¬
ren und notfalls mit extra - ausgaben die bevoelkerung zu informieren,

siebentens : die katastrophenhilfe kann nicht ohne mitwirkung der
bevoelkerung auskommen , das gesetz reiht sich in die sicherheitsbe-
muehungen des Landes Wien und den sicherheitsplan des buergermelsters
ein , das gesetz ist unbedingt notwendig , gleichzeitig ist zu hoffen,
dass es lange zeit nicht angewendet werden muss,

Ltbg , dkfm , b a u e r ( fpoe ) erklaerte , dass die freiheit¬
lichen gründsaetzlieh die Vorsorge fuer ausserordentliche ereignisse
begruessen , es ist allerdings zu untersuchen , wie weit dadurch frel-
heitlich - buergerliche grundrechte ueber bord gehen beziehungsweise
eingeschraenkt werden , derartige grundrechte duerften auch im
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katast rophen fatl in so geringam ausmass wie nur moeglich geschmaelert
Morden , in diesem sinne geht das vorliegende nesetz hart an die

grenzen dessen , was noch akzeptabel sei®
unbefriedigend sind einige defInltionen und formu Heran gen.

sie sind unklar , zu wenig bestimmt , das betrifft etwa die Voraus¬

setzungen zur anwendung des gesetzes , wie lange es angewandt wird

und unter welchen umstaenden ® zu weitgehend formuliert ist hingege ?"

die best immung ueber den einsatzbereich , nach der jetzigen fprmulie-

rung ueoer den aufenthalt von Personen im einsatzgebiet muesste der

aufenthalt der wohnbevoelkerung oder der dort arbeitenden erst

speziell gestattet werden , unklar sind auch die bestimmungen ueber

die entfernung von gegenstaenden , die im einsatzbereich zu - und ah-

fahrt der einsatzkraefte behindern «, das koennte besonders bei er . t-

schaedigungsanspruechen zu einem rattensch wanz von verfahren fuehren,
man macht es sich anscheinend bei den entschaedigungsbestimmungen
allzu einfach ® es fehlt ein hin weis , nach welchen grün dsaetz er ent-

schaedigt wird , etwa bei Wertminderung oder verdienstentgang , es
sollte eindeutig festgelegt werden , dass nur dann keine entschaedi-

gung gebuehrt , wenn etwa ein auto , ordnungsgemaess und mit noetiger

Sorgfalt entfernt wurde.
unklar und verfassungsmaessig bedenklich erscheint auch die be¬

st immung , dass jedermann zu Leistungen herangezogen werden kann , dem-

gemaess koennten auch hseresangehoerige oder pestbedien stete neran-

gezogen werden , was zu kcmpetenzueberschneidungen fuehren kann,

schliesslich kritisierte der abgeordnete , dass im persenenkreis,
tuen den betrat aufgezaehlt wird , die politischen organe nicht ge¬

nannt werden « darin duerfe aber speziell der Duergermeister und der

gemeinderat nicht vergessen werden.

insgesamt ist das gesetz zu wenig exakt formulier v f crts. }

( smo)
123C
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!< c m m u T' a t :
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,vle ?ier Landtag ( 2 ) :
katastrophanhilfegesetz ( forts)

14 wien t 21 . 11 . ( rk ) Wien sei das fuenfte bundestand , das ein
katastrophenhllfegesetz beschtiesst , erktaerte labg . k o e c h t
( oevp ) . seit 1974 fordere die oevp ein solches gesetz . die nunmehrige
vertage stelle das weitestgehende aller derartigen gesetze dar . auch
die frage des Selbstschutzes werde geregelt , der Selbstschutz liege
in wien im argen « ein von der oevp gestellter an trag , dem landesver-
band fuer zivilschutz ausreichend mittel zur verfuegung zu stel¬
len , sei bisher nicht behandelt worden , eine wohnhaeu serbestandsauf-
nähme gebe es nur fuer den 9 . bezirk , der Selbstschutz sei besonders

wichtig fuer den Zeitraum zwischen dem eintritt einer katastrophe
und dem wirksamwerden der hilfsmassnahmen . koechl erklaerte , er
teile die meinung von stadtrat schieder , dass fuer den Katastrophen¬
alarm eine einheitliche regelung in Oesterreich notwendig sei . es sei
richtig - und gehe auf eine anregung der oevp zurueck - dass alle
kraefte eines bezirkes fuer die beratung des buergermeisters herange¬
zogen werden.

die hauptlast bei der bekaempfung von katastrophen trage die
feuerwehr , deren vorbildlichen einsatz koechl besonders hervorhob.
es sei beschaemend , dass das rote kreuz in Wien nur 140 freiwillige
helfer habe , bei fast jedem einzelnen Unfall gebe es mehr schau¬
lustige . auch die feuerwehr habe keine freiwilligen helfer , das rote
kreuz verfuege ueber ein notlazarett mit hundert betten , trotz
arbeitersamariter und anderen Organisationen sei dies alles noch
nicht ausreichend , personelle und materielle Vorsorge sei auch in
den spitaelem zu treffen.

der katastrophenschutz sei auch als teil der umfassenden tan des-

verteldigung zu sehen , neutratitaet duerfe nicht mit untaetigkelt
verwechselt werden , die bevoelkerung muesse sich mit der umfassenden

landesverteidigung identifizieren , die zivile infrastruktur muesse
funktionieren.
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auch bauliche schutzmassnahmen sollten ln erwaegung gezogen
werdend wlen habe als einziges bundesland keine Vorsorge ln der bau«
Ordnung getroffen*

labg # Landsmann ( spoe ) wies auf zahlreiche grossein«
saetze in den vergangenen Jahren « hochwasser , stuerme , ein stürz der
reichsbruecke 9 braende - hin , welche die einsatzbereitschaft der
feuerwehr unter beweis gestellt haben *' die Zusammenarbeit mit den
bundesdienst stellen habe sehr gut funktionierte das nunmehr
vorliegende gesetz soll keineswegs den elndruck erwecken , dass auf
diesem gebiet bisher keine koordlnation moegllch war« dies sei schon
bisher durch zahlreiche bestimmungen ln einzdlgesetzen gewaehrlei stet
gewesen «»

wlen sei mit anderen bundeslaendem der auffassung , dass ln der
frage eines katastrophenhilfegesetzes die landeszustaendigkeit ge¬
geben sei *"

die feuerwehr arbeite bereits an der ausarbeitung eines
katastrophen schutzplanes*

auch an der mitarbeit freiwilliger Organisationen bestehe
Interesse «

" allerdings muesse diese bereit schaft zur mitarbeit auch
die bereitschaft zur durchfuehrung der entsprechenden Schulungen und
uebungen beinhalten «,

ausserordentlich wichtig sei auch der Selbstschutz *1 die man¬
schen muessen bereit sein , auch selbst zum schütz vor k ata Strophen
beizutragen * die gemeinde habe fuer die Vermittlung der notwendigen
kenntni j und fertigkeiten sorge zu tragen , soll allerdings nur d

i , wenn das Information sangebot der entsprechenden organi-
i nicht ausreicht*

jsse bedeutung komme der freihaltung des ein satzbereiches
istigen und unbefugten zu , um stoerungen und behinderungen bei
ihfuehrung des elnsatzes zu vermelden * die bevoelkerung muesse

aendnis fuer die moegliehe heranziehung von personen fuer
stungen sowie fuer die heranziehung fremden grün des ersucht
alle diese bestimmungen seien nur fuer wirkliche katastro¬

gedacht , um alles tun zu koennen , um leben zu schuetzene
lussbaum ( spoe ) unterstrich ebenfalls die be¬

deutung der freihaltung des einsatzortes sowie des rechtes
zleiters , personen zur arbeltsleistung heranzuziehen ^ die

r i i habe an diesem gesetz entscheidend mit gearbeitete es
$ f - 4 t ■> <T«
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koanne auf bestehenden einrichtungen aufbauen * allein 1976 habe die

feuerwehr 22 * 722 einsaetze durchgefuehrt . unermuedllch sei die teuer-

vvehr auch um technische Verbesserungen bemueht * die ausruestung wwrde

modernisiert , das ausbiidungskonzept auf den letzten stand gebracht*

damit seien die technischen Voraussetzungen geschaffen worden , um

fuer alle faelle geruestet zu sein , die mensehen muessten aber auch

selbst etwas zur Sicherheit beitragen , gerade etwa bei der brandver-

huetung koenne der einzelne entscheidendes leisten , an stadtrat

schieden stellte nussbaum die frage , wann die angekuendigte Sicher¬

heit sbroschuere fuer die haushatte erscheinen werde*
stadtrat schieden hob in seinem Schlusswort das grosse

verantwortungsgefuehl hervor , mit dem die debatte um das katastro»

phenhilfegesetz gefuehrt worden sei * die debatte habe gezeigt , wie

wichtig die Schaffung eines solchen gesetzes sei * die rechtlichen

grund lagen fuer die zustaendigkeit des landes Wien seien ertaeutert

worden * schieder kuendigte das baldige vorliegen der sicherheits-

broschuere fuer die haushatte an * mit dem zivilschutzverband sollen

detailgespraeche aufgenommen werden * alle moeglichkeiten freiwilliger

mitarbeit sotten geprueft werden , schieder erklaerte , dass er die

« isicht von tabg 0 koechl ueber den Zusammenhang zwischen katastro-

phenschutz und umfassender Landesverteidigung teile , zur frage , ob

durch das katastrophenhilfegesetz bundesangelegenheiten tangiert

werden , stellte schieder klar , dass durch das gesetz alle massnahmen,

die durch andere gesetze geregelt werden , nicht beruehrt werden*

die von tabg . dkfm . bauer geaeusserten sorgen ueber die Ver¬

letzung der privatsphaere bestuenden nur dann zu recht , wenn es nicht

schon das bundesmilitaerleistungsgesetz gaebe , an das sich die ein¬

schlägigen bestimmungen des katastrophenhilfegesetzes angelehnt

haben , das nunmehr vorliegende gesetz regelt alles , was im notfall

zum wohl der bevoelkerung getan werden muss.

a b s t i m m u n g : in 1 . und 2 . lesung einstimmig angenom¬

men * ( ger ) ( forts * )
1335
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k ü m m u n a l :

sss: : sssssaaxsa83 .i

wiener Landtag ( 3 ) :
veranstaltungsstaett engesetz

16 Wien , 21 . 11 . ( rk ) ueber das wiener veranstaltungsstaetten-

gesetz referierte tandeshauptmann - stellvertreterin gertrude
froeh lich - sandner ( spoe ) . waehrend das veranstal¬

tungswesen bereits 1971 durch das wiener veranstaltungsgesetz zusam-
menfassend neu geregelt worden sei , waren die bau - und feuerpolizei¬
lichen sowie betriebstechnischen Vorschriften fuer veranstaltungs-
staetten nicht einbezogen , das nunmehr vorliegende gesetz regelt
jötzt alle diesbezueglichen belange.

der gesetzesent 'Mjrf ist zwangslaeufig recht umfangreich , da er
sich nicht nur auf die verschiedenen theater , Zirkusse , ausstellungs-
staetten und konzortsaele bezieht , sondern auch sportstaetten prater-

maessige volksvergnuegungsstaetten , gastgewerbe - und vereinslokale

sowie den oef fen tlichen musik - , tanz - und Spielapparatebetrieb mit
einschliesst . bei den bau - und feuerpolizeilichen belangen wurde auf
die geltenden bestimmungen der bauordnung fuer Wien bedacht genommen
und dabei getrachtet , unnoetige abweichungen zu vermeiden*

im gesetzentwurf wurde davon ausgegangen , dass Sicherheit Vor¬

rang hat . ziel des gesetzentwurfes sei es , eine gefaehrdung von

veranstaltungsteilnehmem moeglichst zu vermeiden , ohne dass das
wiener veranstaltungsieben durch unverhaeltnismaessig kostspielige
und nach der art der veranstaltungsstaette unnoetige sicherheits-

vcrkehrungen belastet wird.
labg . Schneider ( oevp ) verwies auf die zahlreichen

Schwierigkeiten , die bei der erarbeitung des gesetzesentvwrfes ueber-
wunden werden mussten , wenn beispielsweise ein gasthaus zur ver¬

anstaltungsstaette wird , koennen sich technische Probleme ergeben,
die auch finanzielle belastungen nach sich ziehen.

als historisch gewachsene stadt verfuege Wien ueber viele alte

veranstaltungsstaetten . eine rigorose anwendung des neuen veran-

staltungsstaettengesetzes wuerde zu vielen verboten fuehren . es sei
daher wichtig , dass der gesetzesentvwrf eine gewisse toleranz
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aufweise , vor allem in der uebergangszeit . die oevp werde dem

gesetzesentwurf gerne zustimmen.

labg . wiesinger ( spoe ) hob besonders die ueber-

sichtlichkeit des neuen gesetzesentwurfes hervor , erstmalig werden

forderungen an die sanitaeren anlagen gestellt , erstmalig werde

auch ruecksicht auf behinderte genommen , so muesse bei saeten mit

mehr als 300 besuchem Vorsorge getroffen werden , dass auch be¬

hinderte mit rollstuehlen platz finden koennen*

der bedeutende umfang des gesetzesentwurfes resultiere aus der

Verschiedenartigkeit der veranstattungsstaetten . der redner schloss

mit dem appell an die Veranstalter , sich im ' laufe der naechslen

jahre den neuen gesetzesnormen anzunaehem und erklaerte , dass seine

fraktion dem gesetzesentvwrf zustimmen werde.
in ihrem Schlusswort betonte landeshauptmann - stellvertreterin

froeh lich - sandner nochmals , dass durch das neue

wiener veranstaltungsstaettengesetz menschenleben geschuetzt , jedoch

veranstaltungen nicht unnoetig erschwert werden sollen.

abstimmung: einstimmig angenommen in erster und

zweiter lesuna . ( forts)

1345
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kommunal :

wiener Landtag ( 4 ) :
k analraaumungs - und kanatgebuehrsngesetz

21 wien f 21 . 11 . ( rk ) das vielbeschworene , aber ln der praxis
wenig verwendete Verursacherprinzip kommt mit dem neuen kanal-
raeumungs - und gebuehrengesetz zum tragen , erklaerte stadtrat
m a y r ( spoe ) als berichterstatter . waehrend bisher die privaten
hau shalte die betriebe subventionierten , wird nun gebuehrengerechtig-
keit hergestellt , um den uebergang in seiner auswirkung nicht , zu
abrupt zu gestalten , ist ein dreistufiges verfahren vorgesehen:
zunaechst werden die gebuehren auf grund der derzeitigen gesetzlichen
grundlage angehoben , ab dem Jahre 1969 gilt die bezogene frisch¬
wassermenge als neue bemessungsgrundlage und bis zum Jahre 1982 wird
man versuchen , an die Kostendeckung heranzukommen , folgende aus¬
nahm en sind vorgesehen : wenn nachweislich jaehrtich zehn Prozent der
bezogenen frisch wassermenge ( mindestens 200 Kubikmeter ) nicht in den
kanal abgefuehrt werden , braucht man fuer diese menge keine ab-
wassergebuehr zu bezahlen , weiter gibt es abschlaege fuer grossver-
braucher ab einer bezogenen menge von 10 . 000 Kubikmeter Jaehrlich,
die bis zu 90 Prozent der gebuehr ausmachen koennen * mayr verwies
abschliessend auf die foerderungsaktion fuer wassersparende mass¬
nahm en , die noch heute im gemeinderat beschlossen wird.

eine sinnvolle reform zur herstellung der gebuehrengerechtig-
keit wird zu einer enormen erhoehung missbraucht , erklaerte labg.
dr . hirnschalt ( fpoe ) . durch das neue ab wassergesetz
kommt es zu einer Verdoppelung bis Verdreifachung des bisherigen
aufkommens. das ist unzumutbar.

die fpoe ist aus prinzipiellen gru enden gegen eine gebueh ren-
berechnung , die eine Verzinsung des eingesetzten kapitals und die
kapitaltilgung bei der gebuehrenfestsetzung einbezieht , himschall
stellte den a n t r a g , diesen passus Im gesetz zu streichen,
ein weiterer a n t r a g der fpoe fordert , dass fuer die pflege
der gruenanlagen eine ermaesslgung in form einer Pauschalierung ge-
waehrt wird , himschall wandte sich auch gegen die durch das gesetz
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hervorgerufene enorme belastung der wiener Wirtschaft , so kommt es
in einzelfaellen zu erhoehungen um mehrere millionen Schilling im
Jahr.

dieser entwurf stinkt zum hlmmel , er wurde in aller schnelle
gebastelt und weist daher sehr viele maengel auf , erklaerte stadtrat
neu s s e r ( oevp ) . wesentliche Voraussetzungen und annahmen
stimmen nicht , waehrend der magistratsemtwurf mit einer jaehrlichen
abwassermenge von 94 millionen kublkmeter rechnet , weist das
statistische Jahrbuch der Stadt Wien 1976 eine menge von 218 mil¬
lionen kublkmeter auf . allein aus dieser dlfferenz ergeben sich
mehreinnahmen von 300 millionen Schilling pro Jahr , die verschwiegen
wurden , weitere 250 millionen fallen ab dem Jahr 1981 an , wenn die
grossklaeranlage in betrieb ist und die abSchreibungen aus diesem
bauwerk fuer die gebuehr herangezogen werden , ebenso macht die Ver¬
zinsung des eingesetzten kapltals 250 millionen aus . das ergibt zu¬
sammen mit den vom magistrat genannten zahlen eine mllliarde pro
jahr . eine solche erhoehung war noch nie da , stellte neusser fest.

diese belastungen kann die wiener Wirtschaft nicht verkraften,
es wird auswlrkungen auf die preise und arbeitsplaetze geben , er¬
hoehungen bis zum vierhundertsiebenfachen der derzeitigen gebuehr
muessen einfach dazu fuehren , dass es immer schwieriger sein wird,
in wien betriebe anzusiedeln , darueber hat sich die spoe offensicht¬
lich keine gedanken gemacht.

Unterbrechung
zu diesem Zeitpunkt wurde die debatte unterbrochen , um die

dringliche an frage der oevp ueber die erdberger bruecke zu behandeln
( siehe Landtag 5 und Landtag 6 ) . die debatte ueber das neue kanal-
gesetz wurde mit einem beitrag des landtagsabgeordneten ing . h o f -
s t e t t e r ( spoe ) fortgesetzt.

vom Umweltschutz laesst sich ln sonntagsreden zwar schoen reden,
wirksame massnahmen durchzufuehren , ist allerdings weniger schoen,
erklaerte Labg . hofstetter ( spoe ) . internationale er f Eh¬
rungen zeigen , dass nach ein fuhr der neuen abwassergebuehr der trink-
v̂ asserv erb rauch um zehn bis 15 Prozent zurueckging . dies ist ein
wesentlicher aspekt fuer die nun vorgeschlagene neue regelung . weiter
soll eine gebuehrengerechtigkeit hergestellt werden , waehrend die
haushalte zwar nur 34 Prozent des abwassers verursachen , mussten sie
bisher 60 Prozent der kosten tragen , die betriebe , die 64 Prozent des
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ab wassers verursachen , mussten bisher nur 40 Prozent der kosten tra¬

gen . das sott nun beseitigt werden , hofstetter meinte , dass die be¬

triebe die zusaetzliehe belastung tragen koennen . beim ueberwiegenden
teil der betriebe erreicht die neue abwassergebuehr gemessen am Um¬

satz einen anteil bis zu einem prozent . nur in einzetfaetten geht der

anteit auf zwei bis drei prozent hinauf , diese zahlen zeigen , dass
die neue gebuehrenregelung keinen verwand fuer eine prelserhoehung
hergibt , die belastungen der Wohnungen und sledlungshaeuser sind zu¬
mutbar , sie werden im Jahre 1979 pro wohnung und monat zwischen drei

und 15 Schilling ausmachen , fuer ein Siedlungshaus ist mit einer
monatlichen mehrbelastung von 20 bis 30 Schilling zu rechnen . , hof¬

stetter stellte den an trag , fuer eigenheime , die der wohnbau-

foerderung unterliegen und fuer kleingaertner auf beschluss des ge¬
mein derates einen Pauschalbetrag festzusetzen , um den die kanalge-
buehr vermindert wird , damit soll das giessen von rasenflaechen be¬

rücksichtigt werden.

labg . datier ( oevp ) kritisierte , dass Jene Siedler die

nicht an das oeffentliche kanalnetz angeschtossen sind , stark benach¬

teiligt werden , diese Siedler muessen viermal so viel bezahlen als

besitzer von eigenheimen , die einen k anal an Schluss besitzen.

stadtrat m a y r erklaerte in seinem Schlusswort , dass in der

vorgeschlagenen abwassergebuehr von 2 * 40 s pro kubikmeter die kosten

der hauptktaeranlage bereits zu zwei dritteln beruecksichtigt sind,

diö annahme von stadtrat neusser , diese kosten kommen ab 1981 voll

zum tragen , ist daher falsch , ebenso wird sich zeigen , ob die vom

magistrat geschaetzte abwassermenge oder die von stadtrat neusser er-

waehnten mengen richtig sind * sollten wirklich um 124 millionen

kubikmeter pro jahr mehr abwasser anfallen , muesste die gebuehr be¬

reits nach einem jahr drastisch gesenkt werden , zum vorv &irf des

labg . datier erwaehnte mayr , dass private firmen derzeit 70 Schilling
pro kubikmeter raeumgefcuehr fuer senkanlagen verrechnen , die stadt

denkt an eine gebuehr in der groessenordnung zwischen 50 und 60

sch 111 in g.
abschliessend meinte mayr , dass Jene groessere stadt Oester¬

reichs , die bereits eine abwassergebuehr aufgrund des neuen Systems
einhebt , naemlich Salzburg , derzeit 2 . 92 s einschliesslich der mehr-

wertsteuer verrechnet , ln wien werden es 1979 2 . 40 s sein , und so
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kann man sich erwarten , dass die wiener betriebe diese belastung

tragen koennen werden.
abstimmung: die abaenderungsantraege der fpoe wurden

mit den stimmen der spoe abgelehnt , der antrag der spoe wurde mit

den stimmen der spoe angenommen , das neue kanalraeumungs - und kanal-

gebuehrengesetz wurde mit den stimmen der spoe angenommen , ( sei)

( forts)
1648
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kommunal :
ssaasaKssssnssstaa

wiener Landtag ( 5 ) :
dringliche anfrage ueber erdberger bruecke

19 Wien , 21 . 11 . ( rk ) die debatte ueber das kanalraeumungs - und
kanalgebuehrengesetz wurde zur behandlung einer dringlichen anfrage
der oevp an den Landeshauptmann ueber die erdberger bruecke unter¬
brochen . in der anfrage heisst es f dass die erdberger bruecke
hunderte risse im beton der auflager und des tragwerkes aufweise , die
widerlagerbolzen und die widerlagerscheiben seien verformt und ver¬
schoben . die risse erweitern sich 9 der beton weise schaeden auf.
der mit der ueberpruefung der erdberger bruecke beauftragte pruef-
ingenieur sei frueher Sachbearbeiter an diesem brueckenob jek t ge¬
wesen . nach ansicht der oevp sei es inkompatibel t dass ein ehemaliger
Sachbearbeiter des planers mit der Untersuchung beauftragt wurde,
da die Sicherheit von tausenden , die taeglich die erdberger bruecke
benuetzen , nicht mehr voll gewaehrleistet erscheine , richtete die

oevp folgende dringliche anfrage an Landeshauptmann Leopold gratz:
# , 1) ist der herr Landeshauptmann der ansicht , dass bei iden-

titaet von Planungsmitarbeiter und pruefer , so wie dies bei der erd¬
berger bruecke der fall war , ein objektives pruefungsergebnis Über¬
haupt moeglich ist?

2 ) ist der herr Landeshauptmann bereit , das beim weststadion
eingesetzte internationale expertenteam auch mit der sicherheits-
pruefung bei der erdberger bruecke kurzfristig zu beauftragen?

3 } gewaehrleisten die derzeit begonnenen beton abstuetzungs¬
arbeiten allein schon die notwendige tragfaehigkeit und Sicherheit
der erdberger bruecke?

4 ) haelt auch der herr Landeshauptmann derzeit eine belastungs-
probe der erdberger bruecke fuer unnoetig?

5 ) ist der herr Landeshauptmann bereit , umgehend zu veranlassen,
dass die kompletten sanierungsarbeiten an der erdberger bruecke in
au ft rag gegeben werden?

6 ) ist der herr Landeshauptmann bereit , einzelne abgeordnete
auf verlangen in ungekuerzte untersuchungsberichte ueber bruecken-
ueberpruefungen einsicht nehmen zu lassen ? » *



21 e november 1977 * » rathaus - korrespondenz * * blatt 2884

zur begruendung der anfrage meldet © sich labg * hoffmann
( oevp ) zu wort »* man solle nicht versuchen , zu verniedlichen ? weder
Setzungen noch die auswechslung von tragwerksteilen seien in abrede
gestellt worden » nichts spreche gegen eine belastungsprobe *? beim
weststadion habe buergerraeister gratz rasch eine sperre verfuegt?
die erdberger bruecke sei ausserordentlich stark frequentiert * ausser
ueberpruefungen und betonbalkenstuetzungen habe es bis jetzt keine
weiteren massnahmen gegeben »

' angeblich sei der boden zur ruhe ge»
langt * man rauesse jedoch beruecksichtigen * dass der winter bevor»
stehe * so dass weitere Setzungen nicht auszuschliessen seien« 1' die
tragwerksschaeden seien so schwer * dass betonstuecke ausbrechend
Sicherheit rauesse Vorrang haben » - die oevp fordere deshalb die ueber»
pruefung und Sanierung der bruecke«

labg . dr « hirnschall ( fpoe ) wies darauf hin , dass auf
grund der erfahrungen in juengster Vergangenheit die ueberpruefung
gar nicht sorgfaeltig genug sein koenne ? die bedenken bei der erd¬
berger bruecke seien schwer genug * um internationale experten heran¬
zuziehen * die allerdings nicht unbedingt mit den beim weststadion
eingesetzten experten identisch sein rauessen ? es sei keinesfalls aus¬
reichend * wenn ausschliesslich ein pruefer herangezogen werde * der an
der planung der bruecke mitgewirkt habe « eine gewisse befangenheit
sei naemllch nicht auszuschliessen » gegen eine belastungsprobe sei
zwar nichts einzuwenden * aber auf ihr ergebnis allein solle man sich
nicht verlassen * sei doch die reichsbruecke zum zeltpunkt der
geringsten belastung eingestuerzt»

stadtrat b o e c k betonte * er habe nie erklaert * dass die
erdberger bruecke vollkommen in Ordnung sei ? sie weise maengel auf*
die jedoch laufend behoben werden »’ am 28 »

* august 1976 sei mit der
hauptuntersuchung der 1970 erbauten bruecke begonnen worden ;* das
erste ergebnis am 2 ? September 1976 lautetes eine sperre oder ver¬
kehr sbesehraenkung ist nicht notwendig «

5 boeck berichtete ueber die
weiteren wichtigsten etappen der Untersuchung!
18? februar 1977s die frage einer belastungsprobe wird diskutiert*
die fachleute sind einhellig der ansicht * dass dadurch keine er»
Kenntnisse ueber die Sicherheit der bruecke gewonnen werden kosnnten»
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17o Juni 19771 es bestehen drei Probleme:
a ) schaeden an den fuehrungslagem
b ) risse am tragwerk
c ) kaempf erVerschiebung an ( Widerlager , anm. der redd)
9 0 September 1977 : als vorsorgemassnahme gegen bewegungen im erdreich
soll ein bestehender kanal verstaerkt werden«
12c1 September 1977 : folgende massnahmen muessen durchgefuehrt werden:
1 ) Sanierung der fuehrungslager , 2 ) beschraenkung der Ver¬
schiebung der kaempfer , 3 ) ( und von relativ gerlngfuegigster be¬
deut ung ) Sanierung der risset
20 . november 1977 : der bericht nennt folgende ergebnisse:
1 ) die Messungen der kaempferverschlebung zeigen einen stailonaeren
Zustand « derzeit werden alle zwei wochen messungen vorgenommend
2) die Sanierung der fuehrungslager steht vor dem abschluss*
3 ) in der frage der risse wird in absehbarer zeit etwas geschehend
4 ) die dllatationen wurden bereits saniert* 1

boeck betonte , dass die erdberger bruecke unter staendiger
beobachtung stehe * in den letzten 13 monaten haben nicht weniger als
28 grosse Sitzungen in dieser angelegenheit stattgefund and boeck
appellierte , die fachleute in ruhe arbeiten zu lassend

ln der debatte wies labg * ho ffmann ( oevp ) auf
Sinterungen zwischen den fahrbahnen hind der bericht von stadtrat
boeck sei nicht sehr beruhigend gewesen «* die inkompatlbi litaets-
bedenken habe boeck nicht einmal erwaehntd

labg * r a u t n e r ( spoe ) warf der oevp vor , Unsicherheit
erzeugen zu wollend die oevp moege sich auskunft bei fach lauten
holend sogenannte 9 ' betonkraetzen* 9 finde man bei jedem bauwerkd sie
haben keinerlei bedeutung und keinen Zusammenhang mit dem bauwerk«
eine belastungsprobe waere nicht sinnvoll« 1 ( ger ) ( forts 0 )
1515
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kommunal:

wiener Landtag ( 6 ) :
dringliche an frage ( Schluss)

18 wien f 21 * 11 * ( rk ) landtagsabgeordneter ing * k r e i n e r

( oevp ) wies auf einen bericht der • » arbeiter - zeitung » » hin * in dem

ueber die debatte des bauten - ausschusses berichtet wird * dass stadt¬

rat boeck selbst bei der erdberger bruecke gewesen sei und dort auf

dem schotterberg zahlreiche 9 » betonkraetzen* # gefunden habe * auf

keinen fall aber beton - bruchstuecke von der bruecke * mit den Worten

» * der von mir mitgebrachte betonklotz stammt jedoch aus dem b ru ecken-

koerper 11
* praesentierte auch dieser abgeordnete dem Landtag ein

betonbruchstueck * dieses stueck * erklaerte er * sei keine » » kraetze* 9 ,

der abdruck des Widerlagers sei darauf deutlich erkennbar , es ist

offensichtlich heruntergefallen.
Landeshauptmann Leopold g r a t z antwortete wie folgt:

» » wenn auch nach den bestimmungen des bundesverfassungsgesetzes

meine Verantwortung als organ der mittelbaren bundesverwaltung in

wien nicht gegenueber dem Landtag * sondern gegenueber dem zustaendi-

gen bundesminister besteht * so bin ich dennoch gerne bereit auf die

dringliche anfrage zu antworten.

zu den nicht nur im Landtag * sondern auch im zuge der verun-

sicherungskampagne der oösterreichischen volkspartei laufend

lancierten meldungen lassen sie mich eine grundsaetzliehe feststel-

lung treffen * die nach dem einsturz der reichsbruecke von mir in auf-

trag gegebenen besonders sorgfaeltigen pruefungen aller wesentlichen

bruecken und Ingenieurbauten in wien haben bei einer reihe von

bruecken und bauten zur erkennung von schaeden und daher zu repara¬

turarbeiten gefuehrt . vor einem gremium von fachleuten waere es .

ueberfluessig * noch gesondert darauf hinzuweisen * dass in der ganzen

weit seit dem einsturz der reichsbruecke die pruefungstaetigkeit an

bruecken und Ingenieurbauten noch verstaerkt winde*

nur in wien , im besonderen bei der oesterreichischen volkspar¬

tei * wird diese sehr genaue , mit hohem Verantwortungsbewusstsein vor-

genommene pruefungstaetigkeit sowohl unserer beamteten mitaröeiter

als auch der oesterreichischen Zivilingenieure nicht mit genugtuung
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zur kenntnis genommen und anerkannt , sondern als quelle permanenter
verdaechtlgungen benutzt*

Ich moechte feststellen , dass alle seither ln der oeffentlich-
keit bekanntgewordenen schadensfaelle , die dann zu reparaturarbei¬
ten fuehrten , weder durch journalistische recherchen , noch durch
betonbrocken sammelnde mandatare zutage gebracht wurden , sondern
durch die verantwortungsbewusste prueftaetlgkelt der damit beauf¬
tragten Ingenieure * es waere an der zeit , diesen Personen , von denen
jeder mit seiner Unterschrift die Verantwortung fuer die Sicher¬
heit tausender manschen uebemlmmt , einmal dank statt hohn entgegen¬
zubringen . Ich fuehle mich berechtigt , ihnen allen im namen der
wiener und Wienerinnen danke zu sagen«

dass alle und auch ich persoenlich die Verantwortung sehr ernst
nehmen , beweist die von mir angeordnete sperre des weststadions . dort,
wo tatsaechlich , wenn auch nur minimale gefahren bestehen , bin ich
beweisbar bereit , ohne ruecksicht auf Prestige zu handeln , denn die
Sicherheit der manschen ist wichtiger als das Prestige von Personen
oder firmen.

die konkreten fragen beantworte ich wie folgt:
1 ) ja ( rufz ) . angesichts der tatsache , dass die pruefung durch

einen Zivilingenieur fuer bauwesen in Zusammenarbeit mit dem ent¬
werfen der bruecke und den magistratsabteilungen 29 und 41 durchge-
fuehrt wird.

2 ) nein ( rufz ) « das expertenteam ist nicht mit der sicherhalts-
pruefung des weststadions betraut , sondern mit der pruefung der Ur¬
sachen fuer die festgestellten maengel . im falle der erdberger
bruecke sind alle befassten fachleute von innen und ausserhalb des
maglstrats hinsichtlich des pruefungsvcrganges , hinsichtlich
festgestellter maengel und der art ihrer behebung zu ueberelnstim-
menden Schlussfolgerungen gelangt « eine konkrete gefaehrdung wurde
zum unterschied vom weststadion ebenso uebereinstimmend ausge¬
schlossen.

3 ) es werden nicht nur betonstuetzungsarbelten , sondern laufend
messungen der kaempferverschiebungen durch die ma 41 , eine Sanierung
der fuehrungslager und verschliessung der risse durch fugenmaterial,
derzeit im pruefungsstadium , vorgenommen.



21 . november 1977 9 » rathaus - korrespondenz * * blatt 2888

4 ) die fragestellung , die mir exp arten qu alltaet im brueckenbau

zuschreibt , ist zwar fuer mich schmeichelhaft , ich gebe aber dennoch

besser die uebereinstimmende Stellungnahme der ma 29 , der pruefungs-

Ingenieure und der firma wieder:
» aus einer belastungsprobe koennen nach u eberein stimmen der

meinung der fachteute infolge nichtlinearitaet des Problems keine

angaben ueber die bruchlast beziehungsweise ueber die bei normge-

maesser Verkehrsbelastung vorhandenen Sicherheiten gewonnen
werden , weiter ist es unmoeglich , aus einer solchen belastungsprobe

angaben ueber eine allenfalls verkuerzte Lebensdauer oder eine be-

eintraechtigung ( verkehrsbeschraenkung ) waehrend der bestandst

dauer des tragwerkes zu gewinnen * der vollstaendlgkeit halber muss

angefuehrt werden , dass das tragwerk infolge temperatur ( abkuehlung)

und kaempferverschiebung ( nach aussen ) um ein vielfaches mehr bean¬

sprucht wird , als durch die Verkehrsbelastung . »

5 ) wie ich bereits mitteilte , sind die auftraege seitens der

zustaendigen abteilungen vor monaten ergangen , sie umfassen:

c eine messung der kaempferverschiebungen , die bis zu zwei milli-

meter feststellbar sind,
o Sanierung der fu eh rungslag er.

o ausfuellung der risse,

o Sanierung der fahrbahnuebergaenge.

6 ) die beurteilung der qualitaet und der vollstaendlgkeit der

Untersuchungen , zu dem jedenfalls auch fachwissen erforderlich ist,

erfolgt durch das sicherheitskontrollamt.
das sicherheitskontrollamt wird im sinne der tradition des

kontrollamtes alle diese Untersuchungen unbeeinflusst und schonungs¬

los pruefen und darueber bericht erstatten.

da im verfassungsmaessigen pruefungsauftrag des sicherheits-

kontrollamtes die polemische Verwertung von Prüfungsberichten in

der oeffentlichkeit nicht vorgesehen ist , erscheint mir dies als

der bessere weg , eine objektive quallfizierung der Untersuchungen

zu erreichen , denn aus dem Zusammenhang gerissene pruefungsseiten un<

betonbrocken ergeben sicher kein objektives bild. 9 » ( smc ) ( forts)

1452
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wiener Landtag ( 7 ) s
parkometergesetz

22 wien f 21 . 11 . ( rk) ueber die neuerliche aenderung des parko-
metergesetzes referierte stadtrat hans m a y r ( spoe ) . danach habe
der Paragraph 4 zu Lauten:
1 ) handlungen oder Unterlassungen , durch die die abgabe hinterzogen

oder fahrlaessig verkuerzt wird , sind als verwaltungsuebertretun-
gen mit geldstrafen bis zu 3 * 000 s zu bestrafen.

2 ) die sonstigen uebertretungen der geböte und verböte dieses ge-
setzes und der auf grund dieses gesetzes erlassenen Verordnungen
sind als verwaltungsuebertretungen mit geldstrafen bis zu 1 . 000 s
zu bestrafen.

3 ) bei allen gemaess absatz 1 und 2 mit strafe bedrohten uebertretun¬
gen der geböte und verböte dieses gesetzes koennen mit organstraf-
verfuegungen geldstrafen bis zu 300 s eingehoben werden.

wie stadtrat mayr ausfuehrte , wird durch diese aenderung er¬
reicht , dass die autofahrer die strafe nicht mehr wie bisher mit
zwei erlagscheinen bezahlen muessen , sondern mit einem , die straf¬
obergrenze von 3 . 000 s sei vor allem auch deshalb erforderlich , um
verfaelschungen der parkscheine , die neuerdings nicht mehr gericht¬
lich bestraft werden , entsprechend ahnden zu koennen.

als erster debattenredner bezweifelte labg . k r e n n ( fpoe) 9
dass durch diese novellierung eine Verbesserung der parkmoeglich-
keiten erreicht werden wird , als das parkometergesetz 1974 erlassen
wurde , wurde die Schaffung von 2 . 000 parkplaetzen pro jahr ange¬
peilt . davon koenne jedoch keine rede sein , die Jetzige aenderung des
Parkometergesetzes sei weder eine soziale , noch eine gerechte loe-
sung . vor allem die wohnbevoelkerung in den gebieten mit blauen zonen
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werde ungebueh rlich betastet * die fpoe werde der abaenderung des ge-
setzes nicht zustimmen.

stadtrat dr . g o l t e r ( oevp ) bezifferte die einnahmen der
Stadtverwaltung nach der StrassenVerkehrsordnung und dem parkometer-
gesetz mit 136 mUtionen Schilling , davon werden lediglich 26 mil-
lionen fuer die Vermehrung des parkrauns ausgegeben - ein viel zu
geringer betrag « um den hohen bestrafungen bei uebertretungen in den
kurzparkzonen zu entgehen f werden die kraftfahrer die blauen zonen
meiden , den Wirtschaftsverkehr behindern und durch falsches parken
auch den fliessenden verkehr beeintraechtlgen.

waehrend in Salzburg massnahmen getroffen wurden , um panker-
leichterungen fuer die wohnbevoelkerung in blauen zonen zu schaffen,
werde in Wien in dieser richtung nichts getan , im innerstaedtisehen
bereich werde dadurch die gegenteilige Wirkung der angestrebten re-
vitalisierung erreicht , die oevp werde der gesetzesaenderung nicht
zu stimmen.

der naechste debattenredner , tabg . b u s t a ( spoe ) fuehrte at
positives kurzparkzonen - beispiel die otto bauer - gasse im sechsten be¬
zirk an . waehrend man dort frueher ueberhaupt keinen parkplatz fand,
weil die gasse von dauerparkem blockiert war , gaebe es jetzt ge¬
nuegend parkmoeglichkeit . durch die vorliegende gesetzesaenderung
soll vor allem jener personenkreis getroffen werden , der sich be¬
wusst und in voller absicht ausserhalb der gemeinschaft stelle«

in seinem Schlusswort gab stadtrat m a y r zu bedenken , dass
die grosstaedte weltweit durch parkometersaeulen verschandelt wer¬
den * wien sei durch die rationierung des parkraums durch blaue zonen
einen anderen , und wie sich gezeigt hat , guenstigeren weg gegangen.

abstimmung : angenommen mit den stimmen der
spoe in erster und zweiter lesung . ( we ) ( schluss)

ende des l and tags
1659
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kommunal:
xbxb ut « js n as a* sa n ss m a ss sc s sc

wiener gemeinderat { 1)

23 wien f 21 * 11 * ( rk ) im anschluss an die landtagssitzung trat
der wiener gemeinderat unter dem Vorsitz von buergermelster Leopold
g r a t z zusammen« es lagen zwei fpoe - anfragen vor * eine
dringliche anfrage der fpoe an den buergermelster
betreffend weststadion wird vor Schluss der Sitzung behandelt?

richtigstellung: der zu beginn des landtagsbe-
richtes erwaehnte fpoe - antrag wird im gemeinderat
eingebracht «;

Subventionen

den antrag , dem verein 1 • © österreichisches jugendsymphonie-
orchester , , einen foerderungszuschuss von 125 * 000 s zu gewaehren,
referierte gr ? ho lubarz ( spoe ) ? gr ? prof * b i t t n e r
( oevp ) wandte sich gegen die bedeckung aus dem kulturschilling
und verlangte die bedeckung aus dem kulturbudget « im Schluss¬
wort wies der berichterstatter darauf hin , dass die entnähme
aus den kulturschilling rechtlich fundiert ist*

ab Stimmung : der oevp - antrag erhielt nicht die mehr-
heit , der antrag wurde mit den spoe - stimmen angenommen«

gr ? gertrude stiehl ( spoe ) beantragte foerderungszu-
schuesse fuer die kammeroper von 300 . 000 s , fuer die komoedianten von
300* 000 s , fuer vienna * s english theatre von 700V000 s und fuer das
Schauspielhaus ( Werkstatt ) von 1 million s? gr . w i n d h a b ( spoe)
berichtete , dass diese vier buehnen damit heuer bereits rund 12 mil-
lionen foerderungszuschuesse erhalten haben * das zeigt , wie gezielt
und objektiv die Subventionierung erfolgt « jedes theater hat eine
charakteristische facette * die Vielfalt des wiener buehnenlebens wird
damit jedem geschmack gerecht , vom traditionellen theater bis zu
modernen etementen sind vertreten*

ab Stimmung: einstimmig angenommen?
einen foerderungszuschuss fuer die internationale nestroy-

gesellschaft von 210 « 000 s beantragte gr « w i n d h a b ( spoe ) ?
die gesellschaft bereitet gemeinsam mit dem verlag Jugend und volk

« / •
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eine i5baendiga nestroy - gesamtausgabe vor . sie taesst keinen

kommerziellen gewinn erwarten , sodass pro band eine Subvention

von 100 . 000 s gerechtfertigt ist . der jetzige foerderungszuschuss

ist fuer zwei bereits erschienene baende gedacht.

gr . prof . b i t t n e r ( oevp ) : wir haben nichts gegen

nestroy und die gesellschaft , aber etwas gegen die bedeckung aus

dem kulturschilling f auch wenn an der rechtlichkeit dieser be¬

deckungsart kein zweitel besteht , bittner verlangt wieder die

bedeckung aus dem kulturbudget « im Schlusswort
meinte der berichterstatter , dass die altstadterhaltung nicht nur

aus dem kulturschllling finanziert wird , sondern auch aus anderen

mittein , etwa aus der wohnungsverbesserung . es ist daher gerecht¬

fertigt , den kulturschllling auch fuer andere belange heranzuziehen.

ab Stimmung : der abaenderungsan trag blieb in der minder-

heit , der antrag wurde mit den spoe - stimmen angenommen , ( smo ) ( forts)

1712
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kommunal:
aas s : acas mm m as * * m *s m » » ae

wiener gemeinderat ( 2 ) :
baurecht

24 wien , 21 . 11 . ( rk ) gr . . o u t o l n y ( spoe ) referierte den

antrag auf bestellung eines baurechtes auf teilflaechen einer

Liegenschaft in speising zugunsten der gemeinnuetzigen kleingarten-

siedlungsgenossenschaft altmannsdorf und hetzendorf . auf dieser

Liegenschaft soll ein wohnhaus errichtet werden.

gr . dr . habt ( oevp ) wies darauf hin , dass am 6 . april 1976

um dieses baurecht eingereicht worden sei . es sei also altes sehr

schnell gegangen , das grundstueck befinde sich inmitten einer ge¬

pflegten Siedlung und weise einen alten baumbestand auf 0 dr . habt

bezeichnete das bauvorha 'oen als umwettfeindtich . der vorliegende

antrag sei vielleicht dadurch zu erklaeren , dass die spoe - mehrheit

im 13 . bezirk sehr knapp sei.

gr . mayrhofer ( spoe ) warf der oevp vor , eine negative

haltung zum wohnbau im 13 * bezirk einzunehmen , er zitierte aus einem

brief eines oevp - funktionaers an landesparteiobmann dr . busek , in

dem ein wohn bau Vorhaben in der krottenbach strasse als politisch

nicht uninteressant bezeichnet wird.

gr . o u t o 1 n y ( spoe ) nannte als grund fuer die rasche

erledigung den umstand , dass die betreffende genossenschaft das

grundstueck bereits seit 60 jahren in pacht habe , ein teil der

gruenflaeche und der wertvolle baumbestand bleiben erhalten » bei

den baeumen , die weg muessen , handele es sich um alte zwetschken-

baeume . 90 Prozent der Siedlung , in der sich das betreffende grund-

stueck befindet , sind gruenflaechen»
abstimmung : angenommen mit dem stimmen der spoe und

fpoe.

g run dt ran sak tion

gr . margarete t i s c h l 8 r ( spoe ) referierte den antrag

auf Stornierung eines gemeinderatsbeschlusses aus dem jahr 1974

fuer einen baurechtsvertrag ueber eine Liegenschaft in mariahilf,

ausserdem enthaelt der antrag die genehmigung des Verkaufs einer

Liegenschaft am mariahilfer guertel an die • ' buerohaus mariahlLf . r
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guertel , betriebsgesellschaft m . b . h . und co . kg * » , auf dem grund-
stueck soll ein betrieb gegruendet werden.

gr . dr . m a c h e r ( oevp ) kritisierte , dass er weder aus dem
akt noch im ausschuss an gaben ueber den zweck dieses • » Partner Wech¬
sels 9 * zu einer tochter - enkel - gesellschaft erhalten habe , die annahme

liege nahe , dass dies aus steuerlichen gruenden geschehe , da die -
dem finanzminister suspekte - gesellschaftsform gesellschaft m . b . h.
und co . kg steuerliche vorteile genlesse . wenn dies der fall sei,
dann liege eine steuermoral mit doppeltem boden vor.

gr . margarete tlschler ( spoe ) erklaerte ln ihrem
Schlusswort , dass durch den verkauf einer gemeindeeigenen gesell¬
schaft die moeglichkeit geboten werde , grundstuecke sinnvoll zu

nuetzen . die stadt wlen besitze ein Interesse an einem guenstigen
wirtschaften ihrer Unternehmungen.

ab Stimmung i angenommen mit den stimmen der spoe.
gr . rosenberger ( spoe ) referierte den antrag auf ab-

aenderung des flaechenWidmungs - und bebauungsplanes fuer ein gebiet
im io . bezirk , dadurch wird die Verlegung der suedost - autobahntrasse
zur oebb - trasse moeglich . eine bestehende Siedlung kann dadurch er¬
halten werden.

zu diesem tagesordnungspunkt war die Verhandlung verlangt wor¬
den . wortmeLdungen gab es nicht.

abstimmung s angenommen mit den stimmen der spoe und

oevp . ( ger ) ( forts)
1732
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kommunal :
assssnssssasssxaa

wiener gemeinderat ( 3 ) s
wassertarif

25 wien f 21 . 11 . ( rk ) seinen antrag , den wasserpreis von 5,50 s

pro kubikmeter ab 1 . jaenner 1978 auf 6 s zu ertioehen , begruendete
stadtrat m a y r ( spoe ) mit der kostendeckung von nur 88 Prozent,
bei dem neuen preis werde die kostendeckung 96 Prozent betragen , die
wiener wassergebuehren bezeichnete mayr als niedrig , in einigen
gemeinden betrage der wasserpreis bis 15s pro kubikmeter . _

gr . k r e n n ( fpoe ) wies darauf hin , dass der wasserpreis im

dezember 1976 auf 5 s und im juni 1977 auf 5 . 50 s erhoeht worden sei.
von der arbeiterkammer seien diese erhoehungen als problematisch
bezeichnet worden , die handelskammer sei zu sehnlichen ueberlegungen
gelangt , nach dem Wasserversorgungsgesetz 1976 muessen diese er¬

hoehungen als ungesetzlich bezeichnet werden , da die Wasserwerke
einen ueberschuss von 30 millionen Schilling aufweisen , art und basis

der kalkulation werde nicht angegeben , die fpoe werde dem antrag
I I {

nicht zustimmen.
gr . prochaska ( oevp ) berief sich ebenfalls auf das

Wasserversorgungsgesetz und bezeichnete die erhoehung als ein Vor¬
haben , das einer genauen begruendung beduerfe . bereits 1975 habe
stadtrat mayr versprochen , genaue kalkulationsunterlagen vorzulegen,
dies sei jedoch nicht geschehen - hingegen sei zu einem betriebs¬
besuch eingeladen worden , von einer erzieherischen Wirkung zum
wassersparen koenne nicht gesprochen werden , so lange nicht jeder
einzelne wasserbezieher , sondern hausgemein schäften fuer die wasseh-
gebuehren aufkommen muessen . die oevp werde dem antrag die Zustim¬

mung verweigern.
gr . mayrhofer ( spoe ) bezifferte die erhoehung mit

zehn Prozent fuer den einzelnen haushalt als gering « demgegenuober
werden die Wasserwerke in die läge versetzt , die wiener auch weiter¬
hin mit einwandfreiem wasser versorgen zu koennen.

kein Schlusswort.
abstimmung : angenommen mit den stimmen

der spoe . ( we ) ( forts)
1750
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kommunal :

wiener gemeinderat ( 4 ) :
Subventionen

26 wien t 21 . 11 . ( rk ) stadtrat m a y r ( spoe ) beantragte , ver¬

schiedenen Vereinigungen Subventionen in der hoehe von 6,3 miltionen

Schilling zu gewaehren.
gr . dr . h 1 r n s c h a l l ( fpoe ) kritisierte die gewaehrung

eines betrages von 4,4 miltionen an den Sportverein rapid - wiener-

berger « dabei handelt es sich , so himschall , nicht um eine echte

sportfoerderung , sondern man will einen Skandal ausbuegeln , den sich

die fruehere geschaeftsfuehrung der stadthatle geleistet hat * die

stadthalle buergte vor sieben jahren fuer einen kredit des Sport¬

vereines bei einem geldinstitut . nun soll mit dieser Subvention der

kredit bezahlt werden.
stadtrat m a y r erklaerte , dass die damalige buergschaft vom

aufsichtsrat der wiener stadthatle einstimmig beschlossen \ftjrde.

natuerlich geht es um eine sportfoerderung , die nun mit einer ver-

zoegerung von sieben Jahren gewaehrt wird , es ist nicht aufgabe der

stadthalle , in dieser art taetig zu werden und mit dem jetzigen be¬

trag wird der ordentliche weg , wenn auch spaet , gegangen.

abstimmung: mit den stimmen der spoe und oevp ange¬

nommen.

wiener stadthalle

gr . d i n h o f ( spoe ) beantragte als berichterstatter , der

wiener stadthalle fuer erhattungs - und instandsetzungsarbeiten

einen betrag von 50 miltionen Schilling zur verfuegung zu stellen,

wobei ln einem zweiten antrag des berichterstatters die bedeckung in

budgetmaessigen Umschichtungen gegeben ist.

mit unschoener regetmaessigkeit werden Subventionsantrag um

Subventionsantrag fuer die wiener stadthalle dem wiener gemeinde — ,

rat vorgelegt , erklaerte gr . dkfm . b a u e r ( fpoe ) . nicht vorge¬

legt wird allerdings ein konzept , wie es anders werden koennte . be¬

vor man nicht ansatzweise in der läge ist , ein spar - , sanlerungs-

und rationalisierungskonzept auszuarbeiten , kann Subventionen nicht
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zugestimmt werden , bauer kritisierte weiter , dass nun auch teilweise

gelder aus dem Zweckzuschuss des bundes fuer den nahverkehr fuer die

stadthalle herangezogen werden.
mit loecher stopfen allein kommt man nicht aus f erktaerte gr.

a r t h o l d ( oevp ) . die weiteren 50 millionen beseitigen nicht

die Ursache fuer kuenftige pleiten , arthold kritisierte die derzeiti*

ge geschaeftsfuehrung und kuendigte an f dass die oevp in den naech-

sten tagen die abberufung der geschaeftsfuehrung verlangen werde.

es ist unbestritten , dass eine kultur - und veranstaltungshalle

im ausmass der stadthalle nicht selbst fuer ihre erhaltung aufkommen

kann , erklaerte gr . d i n h o f in seinem Schlusswort , die nun auf-

tretenden bau technischen Probleme haben daher nichts mit der ge¬

schaeftsfuehrung zu tun . bei den heute zur Verhandlung stehenden

geldmitteln geht es in erster linie um gebaeudeerhaltung , trotzdem

wird man auch fuer den betrieb in Zukunft in notwendiger regel-

maessigkelt gewisse zuschuesse leisten muessen.

abstimmung: mit den stimmen der spoe ange¬

nommen . ( sei ) ( forts)
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kommunal)

gemeinderat ( 5 ) )
satzungs - aenderung der » » z * »

21 Wien , 21 # 11 # ( rk) gr# sallaberger ( spoe ) referier¬
te den antrag auf eine aenderung der Satzung der Zentralsparkasse der

gemeinde Wien : um das filialnetz auch ueber den raum von Wien hinaus
auszudehnen , erhaelt die » » z * » die berechtigung , mit bewilligung des
bundesministeriums fuer finanzen Zweigstellen zu errichtend damit
soll es der Zentralsparkasse ermoeglicht werden , ihre geschaefts-
Politik effektiver zu gestalten.

gr .^ dkfmd dr # w o e b e r ( oevp ) bezeichnet © diese satzungs-

aenderung als gegenwaertig nicht opportun # es besteht ohnedies eine
tendenz zur uebersaettigung an bank- und sparkassenfilialenv das
fuehrt zu einer kostenbelastung sowohl fuer Sparer als auch fuer
Kreditnehmer #

* offenbar will die 9 f z" weiter als bisher ueber Wien

hinaus dringen # dieses fussfassen wird mit Kreditvergaben verbunden
sein , die im wiener raum ohnedies fehlend da ein neues Kredit - und

Sparkassengesetz in ausarbeitung ist , sollte man bis zu dieser ge¬
setzlichen neuordnung warten # die oevp fuehle sich verpflichtet,
nicht nur teilinteressen zu vertreten , sondern auch volkswirtschaft¬
liche interessen einzubeziehend

grd schreiner ( spoe ) erscheint der wünsch der * » z » *

nicht nur opportun , sondern legitim , um den marktwirtschaftlichen
verhaeltnissen gerecht zu werdend in den gebieten rund um Wien hat
es betraechtliehen zuzug gegeben , zahlreiche gewerbe - und Industrie¬
betriebe haben sich angesiedeltd zum uebergrossen teil sind es alte
künden der * * z * *V gleichzeitig draengen immer mehr Sparkassen von
aussen nach Wien , allein die rai f fei senk asse hat bereits in Wien 20
filialen * die bisherige Satzungsbestimmung war ein hemmnis zur aus¬
weit ungd

dkfrad b a u e r ( fpoe) brachte seine ueberraschung zum aus-
druck : die oevp haelt offenbar nichts vom freien Wettbewerb* 1 der
verstaerkte Wettbewerb wird nicht nur keine Verteuerung der kredlte

bringen , wie drd woeber behauptete , sondern eher das gegentelld der

oevp - redner zeigt sich damit weniger als Vertreter Wiens , sondern
mehr als lobbyist der rai ffel senk assend
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gr . h a h n ( oevp ) erklaerte , dass derzeit beim finanzmini-

sterium rund 600 ansuchen auf filialen von geldinstitu ten vorliegen,
deren errichtung erfordert einen betrag von 3,6 milliarden s . es

sei zweifelhaft , ob das volkswirtschaftlich gut ist . zur Weltwirt¬
schaftskrise 1929 waren aehnllche verhaeltnisse - es gab an alten
ecken und enden filialen , aber die notwendigen mittel fuer die Wirt¬
schaft fehlten , man sollte jedenfalls mit der aenderung bis zur

fertigstellung der neuen kredit - und Sparkassengesetze warten.

buergermeister g ratz meldete sich als Vorsitzender des

Verwaltungsausschusses der f » z ff zu wort : " es geht nicht darum,
dass nun die stadt Wien der » z * erlaubt , ungehemmt filialen zu er-
oeffnen . es geht darum ., die Wettbewerbsgleichheit herzu stellen -, dass
naemlich die » z * im gleichen ausmass wie andere Institute beim
ftnanzministerlum um filialeroeffnungen ansuchen darf «, bisher

untersagte die Satzung den Organen der » z * gewissermassen , zu kal¬

kulieren , ob es sich ueberhaupt rentiert , es wird damit die » gleich-
heit im nach denken * hergestellt . * *

es wurde immer begruesst , erklaerte gratz weiter , dass die » » z» 1

in der läge war , auch ausserhalb Wiens mit dariehen zur Infrastruk¬

tur der gemeinden beizutragen , man kann es aber als ungerecht

empfinden , wenn die * » z * » das geld in Wien * » einsammelt * * , ausser¬

halb herborgen darf , es ihr aber nicht gestattet ist , ausserhalb

ebenfalls zu » » sammeln * * , nach der beschlussfassung des sparkassen-
und kreditgesetzes wird noch ueber weitere Satzungsäenderungen

zu beraten sein , grundsaetzlieh ist jedoch zu sagen : die Sparkassen

waren diejenigen , die tonangebend fuer die kommunale Infrastruktur
und fuer den wohnbau waren , die Sparkassen waren auch immer ueber¬

regend im service fuer den kleinen Sparer , seit zwei Jahrzehnten sind

jedoch die banken daraufgekommen , dass der kleine Sparer fuer sie
interessant ist . sie sind auf den sparermarkt gegangen , ohne im

gleichen ausmass das geldhergeben auf Infrastruktur und wohnbau
auszudehnen . wollen die Sparkassen ihrer klassischen aufgabe nach-
kommen , muessebsie den sparermarkt chancengleich zu den banken be¬
treuen koennen.

ab Stimmung : mit den stimmen der spoe und der fpoe

angenommen, ( smo ) ( forts)
1327
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kommunal:
» sr jk « ss m stsx st « tsxs asss st rs a

wiener gemeinderat ( 6 ) :
hafenbahn

28 Wien , 21 * 11 . ( rk ) gr * eveline a n d r l i k ( spoe ) referier¬
te den antrag auf durch fuehrung von sanierungssofortmassnahmen an - der
staedtischen hafenbahn mit gesamtkosten von 36 millionen Schilling.

gr . dkfm . dr . e b e r t ( oevp ) erklaerte , einige gleisanlagen
seien in so schlechtem zustand , dass ein gefahrloser betrieb nicht

mehr moeglich ist . es sei ein Zufall , dass in den letzten Jahren kein

schwerer Unfall geschehen sei . schon 1972 sei der katastrophale zu¬
stand der anlagen bekannt gewesen , der verkehrsminister habe in einer

an frag ebeant wortung bereits damals die zuegige durchfuehrung von

sanierungsmassnahmen angekuendigt . ebert stellte die frage , was in

diesen fuenf Jahren geschehen sei.

gr 0 eveline an d r l i k ( spoe ) erklaerte in ihrem Schluss¬
wort , dass laufend reparaturarbeiten durchgefuehrt worden seien,
jetzt sei aber ein gefahrloser betrieb nicht mehr moeglich.

abstimmung* einstimmig angenommen.

fpoe - anfrage ueber weststadion
zur begruendung einer dringlichen anfrage der fpoe ueber das

weststadion meldete sich gr . dr . hirnschall ( fpoe ) zu
wort , unabhaengig von den Untersuchungen der internationalen ex-
pertenkommission seien schon Jetzt mehrere fragen zu beantworten,
nicht zuletzt sei die dringlichkeit der anfrage durch den ausgleich
der firma strassgschwandtner gegeben . 220 arbeitsplaetze seien da¬
durch gefaehrdet . die firma fuehrt als grund fuer ihre Situation
an , dass sie infolge der Verlautbarungen der stadt Wien keine
kredite , materiallieferungen und auftraege mehr bekomme , das presse - •

buero des buergermeisters habe demgegenueber auf familiaere gruende

hingewiesen.
dr . himschall stellte folgende fragen:
1 ) ein 1,6 meter langer riss in einem pfeiler sei schon

laengere zeit vor der sperre des Stadions entdeckt worden , warum

/
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erfolgte die sperre des Stadions dann erst so spaet?

2 ) stadtrat prof . wurzer habe darauf hingewiesen , dass beim bau

der nordtribuene die Spannung der zwlllingstraeger falsch durchge-

fuehrt worden sei . warum wurde dies von der ma 26 nicht wahrge-

nommen?
3 ) weshalb wurden die pfelterschaeden nicht anlaessllch der

erteilung der benuetzungsbewilligung festgestellcf

gr . Ludwig ( spoe ) erklaerte , dass die internationale

expert enkommlssion in ruhe arbeiten soll , dann sollen die ent¬

sprechenden schluesse gezogen werden , sobald die Ursachen eines

mangels festgestellt sind , soll darueber auch diskutiert werden,

die firma strassgschwandtner habe sich angeblich schon seit laengerer

zeit in finanziellen Schwierigkeiten befunden.

a b + i m m u n g : der antraa auf besprechung der anfrage

wurde mit den stimmen der spoe abgelehnt.

die beantwortung wird auf schriftlichem wege erfolgen.

( Schluss)
( ende des Sitzungsberichtes)

( ger)

1835
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